
 

 

 

 

 

 

 

Amt für Stadtplanung und Umwelt 

Untere Laube 24 

78462 Konstanz 

Konstanz, den 19.12.2025 

 

Stellungnahme zur 41. Änderung des Flächennutzungsplans, Plangebiet: „Jungerhalde West“ 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

vielen Dank, dass Sie uns im Rahmen der Änderung des Flächennutzungsplans im Bereich 

Jungerhalde-West Gelegenheit zur Stellungnahme einräumen. Diese Stellungnahme ergeht im 

Namen des NABU (Naturschutzbund) Konstanz e.V sowie des BUND Landesverbands Baden-

Württemberg e.V..  

Grundhaltung: In Bezug auf den Artenschutz besteht die Möglichkeit erheblicher Beeinträchtigungen, 

insbesondere auf den Neuntöter (Vogelschutz-Richtlinie) und das angrenzende FFH-Gebiet mit FFH-

Mähwiesen. Die Belange der Landwirtschaft, die in Summe durch die Planungen der Stadt Konstanz 

in Anspruch genommen werden sollen, finden zu wenig Beachtung in der Abwägung. Zweifelhaft ist 

auch der Nachweis der dargestellten Wohnbauflächenbedarfe, insbesondere angesichts nicht 

verwirklichter Innenentwicklungspotentiale. Die Flächennutzungsänderung steht allerdings aufgrund 

der räumlichen Konzentrierung der Siedlungstätigkeit und der Anbindung an die vorhandene 

Infrastruktur durchaus im Einklang mit siedlungsstrukturellen Zielen einer nachhaltigen 

Raumordnung. Insbesondere begrüßen wir den geplanten geförderten Wohnbau, um der sozialen 

Herausforderung der Wohnungsnot bei unteren und mittleren Einkommen zu begegnen. 

Unmittelbar südlich angrenzend zum Plangebiet befindet sich der FFH-Mähwiesenkomplex 

Jungerhalde/Hockgraben mit einer Streuobstwiese sowie das Feuchtgebiet Schmerzenmösle. In der 

letzten Biotopkartierung (2014) wurde der Zustand der Wiesen mit „C“ bewertet. Bei erhöhtem 

Nutzungsdruck der Mähwiesen als Zubringer zur Allmannsdorfer Ortsmitte ist eine Verschlechterung 

des Zustands der Mähwiesen wahrscheinlich. Im Zusammenhang mit den anhängigen 

Vertragsverletzungsverfahrens vor dem Europäischen Gerichtshof gegen die Bundesrepublik 

Deutschland (C-47/23) sollte eine weitere Verschlechterung unbedingt durch weitere 

Vermeidungsmaßnahmen, wie etwa ein Wegekonzept, adressiert werden. Hinzu kommt das 

Brutvorkommen des störungsempfindlichen Neuntöters in etwa 80 Meter Distanz zu den geplanten 

Bauflächen. Dieses ist durch wiederholte Beobachtungen in den letzten Jahren gut belegt. Die 

einmalige artenschutzrechtliche Relevanzbegehung im Mai 2024 war zur Feststellung des 

Vorkommens nicht ausreichend. Um Schäden nach dem Umweltschadensgesetz an den oben 
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beschriebenen Schutzgütern und damit verbundene Rechts- oder Rückgriffsansprüche zu vermeiden, 

sollten passende Maßnahmen seitens der planenden Behörde und/oder des zukünftigen Bauträgers 

vorgenommen werden. Ein wichtiger, aber möglicherweise nicht hinreichender Schritt zur 

Vermeidung von Umweltschäden ist die Schaffung der geplanten Pufferzone. Daher fordern wir eine 

verbindliche ökologische Aufwertung mit der Anpflanzung einer extensiv bewirtschafteten 

Streuobstwiese als Ausgleichsmaßnahme auf der Pufferzone (siehe auch Stellungnahme zum 

Bebauungsplan). Diese Maßnahme könnte auch den Fortbestand des Neuntöters als Brutvogel 

unterstützen und den Nutzungsdruck auf der Jungerhalde entschärfen. Der Erhalt von Ackerflächen 

rund um die Jungerhalde weist zudem wichtige Funktionen für die Vielfalt des Gesamtraums, für den 

Erhalt der biologischen Vielfalt, insbesondere zur Nahrungssuche für Greifvögel oder als Rastplatz für 

Arten wie den stark gefährdeten Ortolan auf. Nicht zuletzt erfüllt der unversiegelte Boden wichtige 

Pufferfunktionen und ermöglicht einen Oberflächenabfluss in Richtung Feuchtgebiet 

Schmerzenmösle und sorgt so für einen funktionierenden naturräumlichen Wasserhaushalt. 

Die überplante Fläche nicht in einem regionalen Grünzug; sie ist jedoch laut Flächennutzungsplan als 

landwirtschaftliche Fläche ausgewiesen. Laut Raumordnungsgesetz §2 ist die Schaffung der 

räumlichen Voraussetzungen für die regionale landwirtschaftliche Produktion und der damit 

verbundene sparsame Umgang mit der Ressource Boden als wichtiger Belang in die Abwägungen 

einzustellen. Diesem Belang wird in der vorliegenden Begründung zur Änderung des 

Flächennutzungsplans nicht ausreichend Rechnung getragen. Unverbindlich wird lediglich „die 

frühzeitige Suche nach Ackerflächen zum Ersatz für den Landwirt“ in Aussicht gestellt. Auch wenn es 

sich um eine quantitativ kleine Fläche handelt, die in der Entwicklungsachse des Regionalplans liegt, 

so ist es nichtsdestotrotz eine dem Landbau vorzubehaltende Fläche (Vorbehaltsflur I, Flurbilanz 

2022). Der Belang sollte zudem berücksichtigt werden, da in Summe mit dem Handlungsprogramm 

Wohnen schätzungsweise mehr als 100 ha Fläche Ackerflächen zu Siedlungszwecken umgenutzt 

werden sollen, zusammen mit den Vorrangflächen für Freiflächen-Photovoltaik sogar 150 ha.  

Im Plangebiet Jungerhalde-West soll erstmalig eine Freifläche für Siedlungszwecke in Anspruch 
genommen werden, die nicht als solche im aktuellen Flächennutzungsplan vorgesehen ist. Daher ist 
ein Wohnbauflächenbedarf im Rahmen einer Plausibilitätsprüfung im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach §§ 6 und 10 Abs. 2 BauGB nachzuweisen. In der Berechnung des 
Bedarfs wird ausgehend von 85.837 Ende 2020 ein Bevölkerungszuwachs von 4.526 Personen bis 
Ende 2025 angenommen. Tatsächlich sind allerdings nur 1.531 Personen bis Ende 2024 
hinzugekommen - bei mittlerweile zwei Jahre andauernder Stagnation der Einwohnerzahl -, sodass 
sich der errechnete Bedarf bei Trendfortschreibung auf 17 ha anstelle von 50 ha reduzieren würde 
(siehe auch Prognosen des Statistischen Landesamts, die ähnliche Trends für die Zukunft 
prognostizieren). Hinzugerechnet wird der steigende „innere“ Bedarf, also steigende 
Wohnraumbedarfe der bereits ansässigen Bevölkerung, in Höhe von 14 ha, sodass 31 ha 
„kurzfristiger Bedarf“ vorzuweisen sind. Das entspräche grob den FNP-Bestandsflächen, die im 
Bezugszeitraum (2020-2025) als kurzfristig verfügbar (37 ha) bzw. aktivierbar (31 ha) angegeben 
wurden. Dabei handelt es sich um Flächen, die über Baulücken, nicht umgesetzte Bebauungspläne, 
Brachen und Konversionsflächen (bspw. ehem. Telekomareal) aktiviert werden hätten können.  Aus 
Sicht der sparsamen Inanspruchnahme der begrenzten Ressource Fläche halten wir es für 
unerlässlich vorrangig – auch projektplanerisch – die Ausschöpfung der Potenziale für die 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, für die Nachverdichtung und für andere Maßnahmen zur 
Innenentwicklung sowie die Entwicklung vorhandener Verkehrsflächen voranzutreiben.  
 
Auch wenn die Gesamtschau der Flächeninanspruchnahme durch das Handlungsprogramm Wohnen 
in Frage zu stellen ist, sehen wir die geplante Flächennutzungsänderung prinzipiell im Einklang mit 
siedlungsstrukturellen Zielen einer nachhaltigen Raumordnung. Für diese Sichtweise spricht die hohe 
vorgesehene Wohndichte, die räumliche Konzentrierung der vorgesehenen Siedlungstätigkeit, und 
die gute Anbindung an die vorhandene Infrastruktur. Insbesondere begrüßen wir den geplanten 



geförderten Wohnbau, um der konkreten sozialen Herausforderung der Wohnungsnot bei unteren 
und mittleren Einkommen, insbesondere bei Familien, zu begegnen. Dass die Fläche im städtischen 
Besitz ist und bereits in Kooperation mit der WOBAK geplant wurde, verleiht dieser Absicht weitere 
Glaubwürdigkeit. 
 
Wir bitten um die Berücksichtigung der oben aufgeführten Sachverhalte und fordern insbesondere 

die sorgfältige Überprüfung der Schutzmaßnahmen zum Erhalt des Neuntöter-Vorkommens, der 

geschützten Biotope und der FFH-Mähwiese. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Lorenz Mattes       Jarid Zimmermann 

Mitglied Sprecherteam NABU Konstanz e.V.   Geschäftsführer BUND Konstanz 


